
Empfehlung der Ausbildungsallianz zu Ausgleichszahlungen in Kooperationsverträgen nach § 8 der 

Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung (PflAPrV)  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

um die erforderliche Zusammenarbeit der Pflegeschule, der Träger der praktischen Ausbildung sowie 

der weiteren an der Ausbildung beteiligten Einrichtungen zu gewährleisten, schließen die Beteiligten 

nach § 6 Absatz 4 des Pflegeberufegesetzes (PflBG) in den Fällen des § 8 Absatz 2 bis 4 des PflBG 

Kooperationsverträge in Schriftform. 

Gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 PflBG können Organisation und Koordination der Praxiseinsätze vom Träger 

der praktischen Ausbildung durch Vereinbarung auf die Pflegeschule übertragen werden. Des Weiteren 

stellen die Träger der praktischen Ausbildung gemäß § 4 Abs. 1 der Ausbildungs- und 

Prüfungsverordnung für die Pflegeberufe (PflAPrV) die Praxisanleitung sicher. 

Daher ist es erforderlich, in den Kooperationsverträgen zum einen die Weiterleitung von 

Organisationskosten bei Aufgabenübertragung an die Pflegeschule und zum anderen Regelungen zu 

Ausgleichszahlungen für Leistungen der Praxisanleitung für Auszubildende anderer praktischer 

Ausbildungsträger zu vereinbaren. 

Die Partner der Ausbildungsallianz empfehlen den Trägern der praktischen und schulischen Ausbildung 

in Niedersachsen, die folgenden Referenzwerte im Rahmen von Kooperationsverträgen zu 

berücksichtigen. Die Ausbildungsallianz verbindet mit dieser Empfehlung das Ziel, dass ohne 

zusätzlichen Abstimmungsaufwand auf der örtlichen bzw. regionalen Ebene vielfältige Kooperationen 

eingegangen bzw. ausgebaut werden können. 

Auf Grundlage der in Niedersachsen vereinbarten Ausbildungspauschalen für die Träger der 

praktischen Ausbildung gibt die Ausbildungsallianz Niedersachsen hierzu folgende Empfehlungen ab: 

 

I. Organisationsaufwand der Pflegeschulen für die Organisation und Koordination der 

Praxiseinsätze 

Zur Sicherstellung der Organisation und Koordination der Praxiseinsätze durch die Pflegeschulen wird 

zwischen sog. „Basisleistungen“, „erweiterten Leistungen“ und „weiteren, individuell zu 

vereinbarenden Leistungen“ unterschieden. In der Anlage sind diese differenziert dargestellt. 

Für die Basisleistungen, welche die Planung und Organisation der Praxiseinsätze sicherstellen, wird 

eine Vergütungspauschale in Höhe von 548,42 EUR pro Auszubildenden und Jahr als Referenzwert 

empfohlen. 

Die Basisleistungen sind grundsätzlich in vier unterschiedliche Leistungskomplexe untergliedert. Den 

Vertragspartnern steht es frei, einzelne Leistungskomplexe aus den Basisleistungen herauszunehmen 

und dies entsprechend bei der Bemessung der Pauschale zu berücksichtigen. 

Erweiterte Leistungen 

Für die erweiterte Leistung der Erstellung eines Ausbildungsplans wird ein Referenzwert in Höhe von 

98,72 EUR pro Auszubildenden und Jahr empfohlen. 

Ein unterjähriger Abbruch der Ausbildung führt zu einer Rückzahlung der bereits gezahlten 

Pauschale(n) in Höhe von 1/3 von der Schule an den praktischen Ausbildungsträger. 



Die oben benannten Referenzwerte spiegeln den Regelfall wider, von dem nur aus besonderem Grund 

– nach oben wie nach unten – abgewichen werden sollte. 

 

II. Ausgleichszahlungen für Praxisanleitung an anderen Lernorten 

§ 34 Abs. 2 PflBG enthält den Grundsatz, dass die Kosten der Kooperationspartner, die in der Pauschale 

für die Kosten der praktischen Ausbildung enthalten sind, an diese weiterzuleiten sind. Folgende 

Referenzwerte werden empfohlen: 

• 6,16 EUR pro Praxiseinsatzstunde des Auszubildenden in den Einsatzbereichen Pädiatrie und 

Psychiatrie 

• 3,36 EUR pro Praxiseinsatzstunde des Auszubildenden in den Einsatzbereichen der 

stationären Akut- und Langzeitpflege 

• 3,92 EUR pro Praxiseinsatzstunde des Auszubildenden in den Einsatzbereichen der 

ambulanten Pflege. 

Aus Vereinfachungsgründen wird empfohlen, aus den dargestellten Werten Pauschalen zu bilden. Die 

Höhe der jeweiligen Pauschale berechnet sich regelhaft durch die Multiplikation des Stundensatzes mit 

den im Gesetz genannten Stunden eines externen Praxiseinsatzes. 

Voraussetzung für die Anwendung der vorgenannten Sätze ist, dass die Praxiseinsatzstelle qualifizierte 

Praxisanleitung nach dem PflBG (durch Praxisanleiter*in mit Erlaubnis zum Führen der 

Berufsbezeichnung, mindestens 1 Jahr Berufserfahrung im Einsatzbereich innerhalb der letzten 5 Jahre, 

berufspädagogische Zusatzqualifikation Praxisanleiter*in) durchführt. 

Darüber hinaus wird empfohlen, Regelungen für einen Abbruch eines Praxiseinsatzes in 

Kooperationsverträgen aufzunehmen. 

Die Werte berücksichtigen in den Einsatzbereichen eine anteilige Wertschöpfung durch den 

Auszubildenden. Im ambulanten Bereich wird zudem das Ziel verfolgt, die Ausbildungskapazitäten zu 

steigern. 

 

III. Anpassung der Referenzwerte in den Folgezeiträumen 

Die aufgeführten Referenzwerte gelten zunächst bis zum 31.12.2024. Für das Jahr 2025 erfolgt eine 

Steigerung um 3,4 %. Für weitere Fragen stehen Ihnen die Referent/innen Ihres jeweiligen Verbandes 

gerne zur Verfügung. 

 

 

 

 

 

 

 



Empfehlung der Ausbildungsallianz zu Ausgleichszahlungen in Kooperationsverträgen nach § 8 der 

Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung (PflAPrV) 

Referenzwerte für die Delegation der praktischen Ausbildung an die Schule 

 

 

 



 

 



 

 


